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Die Zuweisung eines an Hepatitis C 
erkrankten Gefangenen in eine mehr-
fach beleg te Unterkunft ist trotz 
medizinischer Unbedenklichkeit er-
messensfehlerhaft, wenn die Justizvoll-
zugsanstalt – sofern eine vorrangig zu 
prüfende Unterbringung mit anderen 
gleichfalls an Hepatitis C erkrankten 
Gefangenen nicht in Betracht kommt 
– unberücksichtigt lässt, welche Aus-
wirkungen von der Zuweisung bei den 
zwingend zu informierenden Mitgefan-
genen für die Zellengemeinschaft zu 
erwarten sind.

(OLG Nürnberg, Beschluss vom 
9. September 2008 – 2 Ws 416/08)

I.

Der Antragsteller ist Strafgefangener. 
In der Justizvollzugsanstalt wurde er 
gleich nach der Ankunft in einem Ge-
meinschaftsraum untergebracht, der 
über eine separate Toilette mit selb-
ständigem Abzug verfügt und mit 8 
Gefangenen belegt werden kann, 
aktuell jedoch mit nur 7 Gefangenen 
belegt wird. Bei der Zugangskonfe-
renz begehrte der Antragsteller unter 
Hinweis auf seine Er krankung wegen 
Hepatitis C und eine Anweisung des An-
staltsarztes der Justizvoll zugsanstalt N 
die Zuweisung eines Einzelhaftraumes. 
Die begehrte Einzelun terbringung wur-
de seitens der Justizvollzugsanstalt 
abgelehnt. Mit Schreiben vom 18.4. 
und 6.6.2008 stellte der Antragsteller 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung. 
Mit Beschluss vom 28.7.2008 hat die 
Strafvollstreckungskammer des Land-
gerichts den Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung zurückgewiesen. Gegen 
diesen dem Antragsteller am 31.7.2008 
zugestellten Beschluss hat dieser mit 

Schriftsatz seines Bevollmächtigten 
vom 19.8.2008, eingegangen bei der 
Strafvoll streckungskammer des Land-
gerichts am selben Tag, Rechtsbe-
schwerde eingelegt und gleichzeitig 
die Beiordnung von Rechtsanwalt als 
Pflichtverteidi ger beantragt.

II.

Die Rechtsbeschwerde des Antragstel-
lers ist gem. Art. 208 BayStVollzG i.V.m. 
§ 116 Abs. 1 StVollzG statthaft und nach 
Art 208 BayStVollzG i.V.m. § 118 Abs. 1 
StVollzG auch form- und fristgerecht 
eingelegt. 

Sie ist auch gem. Art. 208 BayStVollzG 
I.V.m. § 116 Abs. 1 StVollzG zulässig, weil 
die Überprüfung der Entscheidung der 
Strafvollstreckungskammer des Land-
gerichts zur Fortbildung des Rechts ge-
boten ist und auch um eine Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung zu 
ermöglichen. Die Strafvollstreckungs-
kammer weicht nämlich mit der vor-
liegenden Entscheidung insoweit von 
der Rechtsprechung der Oberlandesge-
richte Celle (NJW 2004, 2766 = StraFo 
2004, 2766 = StV 2006, 151), Hamm 
(ZfStrVo 2005, 301 = StV 2006, 706) 
und Frankfurt (NStZ-RR 2001, 28 = Zf-
StrVo 2001, 55) ab, wonach bei wegen 
einer Überbelegung der Anstalt nicht 
mög lichen Einzelhaftunterbringung 
im Rahmen der Ermessensausübung 
auch in nach vollziehbarer Weise geprüft 
werden muss, mit wie vielen und wel-
chen Gefangenen die Unterbringung 
zu erfolgen hat.

2. Die Rechtsbeschwerde ist mit der 
Sachrüge begründet.

a) Im Rechtsbeschwerdeschriftsatz 
wurde die erhobene Sachrüge zwar 
nicht ais sol che bezeichnet, was vor-
liegend indes entbehrlich war. Aus der 
Begründung geht nämlich zweifelsfrei 
hervor, dass - wegen der gerügten feh-
lerhaften Anwendung von § 18 StVollzG 
- eine Überprüfung der Entscheidung in 
sachlich-rechtlicher Hinsicht begehrt 
wird (Meyer-Goßner StPO 51. Aufl. § 344 

Rn. 14 zur – vergleichbaren - Revisions-
begründung). Insoweit ist es auch uner-
heblich, dass in der Rechtsbeschwerde-
begründung fehlerhaft auf § 18 StVollzG 
und nicht auf die einschlägige Vorschrift 
des Art. 20 BayStVollzG abgestellt wird. 
Da bei Erhebung einer Sachrüge nicht 
ausge führt werden muss, worin im Ein-
zelnen der Fehler in der Anwendung 
des materiellen Rechts gesehen wird 
(Calliess/Müller-Dietz Strafvollzugsge-
setz 11. Aufl. § 118 Rn. 2), 1st es auch 
unschädlich, wenn - wie vorliegend - der 
angenommene Rechtsfehler aus einer 
nicht anwendbaren Norm abgeleitet 
wird. Auf die dergestalt zulässig erho-
bene Sachrüge war der angefochtene 
Beschluss uneingeschränkt auf Rechts-
fehler hin zu überprüfen (Calliess/Mül-
ler-Dietz a.a.O. § 118 Rn. 2).

Die Zuweisung eines mehrfach belegten 
Haftraumes stellt eine Maßnahme zur 
Rege lung einzelner Angelegenheiten 
auf dem Gebiet des Strafvollzugs mit un-
mittelbarer Außenwirkung i.S.d. Art. 208 
BayStVollzG i.V.m. § 109 Abs. 1 StVollzG 
dar, wobei dahingestellt bleiben kann, 
ob es sich um einen Verwaltungsakt 
oder um einen Realakt handelt (OLG 
Hamm a.a.O.). Eine rechtsfehlerhafte 
Zuweisung verletzt den Gefangenen 
in seinen Rechten (Art. 208 BayStVollzG 
i.V.m. § 109 Abs. 2 StVollzG).

b) Gemäß Art. 20 Abs. 1 S. 1 BayStVoll-
zG sollen Gefangene wahrend der Ru-
hezeit grundsätzlich alleine in ihren 
Hafträumen untergebracht werden. 
Eine Mehrfachbele gung ist nach der 
Regelung in Art. 20 Abs. 1 S. 2 BayStVoll-
zG mit Zustimmung der Gefangenen 
zulässig, wenn eine schädliche Beein-
flussung nicht zu befürchten ist. Auch 
ohne Zustimmung der Gefangenen ist 
eine Mehrfachbelegung gem. Art. 20 
Abs. 2 BayStVollzG insbesondere dann 
erlaubt, wenn die räumlichen Verhält-
nisse der Anstalt dies erfordern.

aa) Nach der Rechtsprechung der 
Oberlandesgerichte Celle, Hamm und 
Frankfurt (a.a.O.), welcher auch der Se-
nat folgt, zur Mehrfachunterbringung 

Art. 20 Abs. 2 BayStVollzG;
§ 201 Nr. 3 StVollzG

(Zuweisung von Einzelhafträumen)
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von Gefangenen bzw. Sicherungsver-
wahrten bei Überbelegung der Anstalt 
nach der inhaltlich glei chen Regelung 
in § 201 Nr. 3 StVollzG, hat die Justizvoll-
zugsanstalt – wenn nicht jedem Gefan-
genen ein Einzelhaftraum zur Verfügung 
gestellt werden kann –  im Rahmen ihrer 
Organisationshoheit eine Ermessens- 
und Auswahlentscheidung dar über zu 
treffen, ob dem Gefangenen aus be-
sonderen Gründen ein Einzelhaftraum 
zugewiesen werden kann bzw. muss 
und, wenn dies nicht der Fall ist, mit wie 
vielen und insbesondere auch welchen 
Gefangenen er sich eine Zelle zu teilen 
hat; die Ermessensentscheidung muss 
dabei nachvollziehbaren und mit dem 
Strafvollzugsge setz in Einklang stehen-
den Kriterien folgen. Im Rahmen dieser 
Ermessensbetätigung sind dabei neben 
vorrangigen einzelfallbezogenen Ge-
sichtspunkten wie Wieder eingliederung 
(§ 2 S. 1 StVollzG), Gegensteuerung  
(§ 3 Abs. 2 StVollzG) und Sicher heit und 
Ordnung (§ 81 StVollzG) – auch der 
Gleichbehandlungsgrundsatz und die 
bisherige und die zu erwartende Dauer 
der Freiheitsentziehung zu beachten.
Die Justizvollzugsanstalt hat in ihrer 
Stellungnahme vom 30.6.2007 bereits 
zutreffend die Entscheidung des OLG 
Celle (a.a.O.) zitiert, wonach bei der Fra-
ge der Zuweisung einer Einzelzelle als 
auch bei der Verteilung der Gefangenen 
auf Gemeinschaftszeilen neben den ge-
setzlichen Vorgaben, wie z.B. der Tren-
nung von Un tersuchungs- und Straf-
gefangenen, ebenso gesundheitliche 
Aspekte – vor allem auch, ob es sich um 
Raucher oder Nichtraucher handele, das 
innervollzugliche Verhalten der Strafge-
fangenen, ihre persönlichen Störungen 
bzw. psychischen Auff älligkeiten, ihre 
Tätigkeiten als Arbeiter, Schüler oder 
Nichtarbeiter und im Einzelfall auch 
ihre Lebensgewohnheiten sowie kul-
tur- und sprachbedingte Besonder-
heiten berücksichtigt werden müssen. 
Diese nicht abschließend aufgezahlten 
Gesichtpunk te sind von der Anstalt bei 
der Entscheidung gegeneinander abzu-
wägen, um die Be lastungen für die Ge-
fangenen so gering wie möglich zu hal-
ten. Wegen der besonde ren Belastung 

der gemeinsamen Unterbringung hat 
die Anstalt bei der Frage der Ver teilung 
der Insassen auf die zur Verfügung 
stehenden Zellen im Rahmen ihrer Er-
messensbetätigung die vielfältigen As-
pekte besonders sorgfaltig abzuwägen 
(OLG Celle a.a.O.).

bb) Bei Anwendung der dargestellten 
Grundsätze ist zunächst festzustellen, 
dass die Justizvollzugsanstalt nach 
den Gründen des angefochtenen Be-
schlusses und der Stellungnahme der 
Justizvollzugsanstalt vom 30.6.2008, 
auf die der Be schluss der Strafvollstre-
ckungskammer ausdrücklich Bezug 
nimmt, ihr Ermessen offenkundig nur 
hinsichtlich der Frage, ob der Antrag-
steller in einer Einzelunterkunft oder in 
einer Gemeinschaftszelle unterzubrin-
gen ist, ausgeübt hat. Insoweit finden 
sich nämlich fallbezogen nur Ausfüh-
rungen zu den räumlichen Verhältnissen 
der Justizvollzugsanstalt, der Führung 
einer Warteliste und der Bewertung 
des Ansteckungsrisikos der Hepatitis-
C-Erkrankung bei einer gemeinschaft-
lichen Unterbringung. Weitergehende 
Erwägungen im Rahmen des ebenfalls 
zu betätigenden Aus wahlermessens zu 
der Frage, mit wie vielen und insbeson-
dere, mit welchen Gefan genen er sich 
eine Zelle teilen muss, fehlen gänzlich, 
so dass insoweit ein Ermessensman-
gel vorliegt. Dabei wurde offenkundig 
auch nicht ansatzweise in Betracht ge-
zogen, den Antragsteller gegebenen-
falls gemeinsam mit anderen ebenfalls 
an Hepatitis C erkrankten Gefangenen 
unterzubringen. Dies wäre aber schon 
deshalb naheliegend gewesen, weil 
nach den Angaben der Justizvollzugs-
anstalt ca. weitere 120 Gefangene an 
Hepatitis C erkrankt sind.

Auch darüber hinaus wurde das Ermes-
sen nach den aufgezeigten Grundsatzen 
nicht rechtsfehlerfrei ausgeübt, da nicht 
alle zu beachtenden Gesichtspunkte 
in die Abwägung eingestellt wurden. 
Die Strafvollstreckungskammer ist in-
soweit im Einklang mit der von der 
Justizvollzugsanstalt mitgeteilten ärzt-
lichen Beurteilung davon ausge gangen, 

dass wegen der Hepatitis-C-Erkran- 
kung zum Schutz anderer Gefangener 
eine Einzelunterbringung des Antrag-
stellers nicht erforderlich sei. Diese rein 
medizi nische Betrachtung lasst indes 
völlig unberücksichtigt, dass die ge-
meinsame Unter bringung von einem 
an Hepatitis C erkrankten Gefangenen 
mit gesunden bzw. nicht an Hepatitis C 
erkrankten Gefangenen schon deshalb 
zu besonderen Belastungen fahren 
kann, weil letztere wegen des nicht aus-
schließbaren Ansteckungsrisikos eine 
gemeinschaftliche Unterbringung ab-
lehnen und es deshalb zu erheblichen 
Störungen innerhalb der Unterkunfts-
gemeinschaft kommen kann. In diesem 
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass es nicht ausreicht, alleine den an 
Hepatitis C erkrankten Gefangenen 
über die entsprechenden Ansteckungs-
möglichkeiten zu belehren. Bei einer 
gemeinsamen Unterbringung mit nicht 
an Hepatitis C erkrankten Personen ge-
bietet es vielmehr die Gesundheitsfür-
sorgepflicht gem. Art. 58 Abs. 1 S. 1 
BayStVollzG, dass auch diese auf den 
Umstand der Hepatitis-C-Erkrankung 
und die bestehenden Ansteckungsri-
siken hinzuweisen sind. Die Tatsache 
einer Hepatitis-C Infektion unterliegt 
allerdings - ebenso wie andere Daten 
über den Gesundheitszustand eines 
Gefangenen - der ärztlichen Schwei-
gepflicht und dem informationellen 
Selbstbestimmungsrecht (Art. 2 Abs. 
1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG). Dies hat zur 
Folge, dass eine derartige Information 
– ohne Einwilligung des Betroffenen - 
nur weiterge geben werden darf, soweit 
es zum gesundheitlichen Schutz von 
Mitgefangenen uner lässlich ist (vgl. Cal-
liess/Müller-Dietz a.a.O. § 56 Rn. 2).
Das Vorliegen eines solchen Ausnah-
mefalles wird regelmäßig anzunehmen 
sein, wenn eine andere als die beabsich-
tigte gemeinsame Unterbringung von 
an Hepatitis C erkrankten Gefangenen 
mit nicht an Hepatitis C erkrankten Ge-
fangenen unmög lich ist.

cc) Sofern gem. Art. 20 Abs. 2 BayStVoll-
zG wegen der räumlichen Verhältnisse 
ei ner Justizvollzugsanstalt eine Mehr-

Rechtsprechung



FS  • 3

fachbelegung von Unterkünften er-
forderlich ist, hat die Justizvollzugs-
anstalt bei der Unterbringung eines 
an Hepatitis C erkrankten Gefangenen 
bei der Ausübung ihres Ermessens – 
neben den oben unter aa) genann ten 
Umstanden – nach alledem auch zu 
prüfen, ob vorrangig eine gemeinsame 
Unterbringung mit anderen ebenfalls 
an Hepatitis C erkrankten Personen in 
Betracht kommt. Ist dies nicht der Fall, 
so ist weiter in die Erwägungen einzube-
ziehen, ob die Zuweisung des erkrank-
ten Gefangenen bei den zwingend zu 
informierenden Mitgefangenen auf 
eine entsprechende Toleranz treffen 
wird oder ob deshalb mit erhebli chen 
Störungen in der Zellengemeinschaft 
zu rechnen ist. Ist letzteres der Fall, 
wird eine Zuweisung des Gefangenen 
in eine Gemeinschaftsunterkunft nicht 
in Betracht kommen. Dieser Umstand 
bildet jedoch dann auch den sachlich 
einleuchtenden Grund, der es rechtfer-
tigt, dem Gefangenen in Abweichung 
von der Warteliste eine Einzelzelle 
zuzuweisen. Da dem angefochtenen 
Beschluss der Strafvollstreckungskam-
mer mit hinreichender Deutlichkeit zu 
entnehmen war, dass die Justizvollzugs-
anstalt die genannten Gesichtspunkte 
nicht berücksichtigt hat, war die Sache 
nicht nach Art. 208 BayStVollzG i.V.m. § 
119 Abs. 4 S. 3 StVollzG an die Strafvoll-
streckungsammer zu rückzuverweisen, 
sondern es war gem. Art. 208 BayStVoll-
zG i.V.m. § 119 Abs. 4 S. 2 StVollzG zu 
verfahren.
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